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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Löher, Hussing, Frau Dr. Wolf, 
Müller (Remscheid), Dr. Götz, Dr. Blüm, Müller (Berlin), Orgaß und Genossen 
— Drucksache 7/2028 — 

betr. Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat mit Schreiben vom 20. Mai 1974 im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister des Innern und dem Herrn 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. In welcher Weise wird die Bundesregierung selbst und in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern und Kommunen die Dauer des 
„Anwerbestopps" dazu nutzen, die soziale Infrastruktur vor 
allem in der Wohnungsversorgung der ausländischen Arbeit- 
nehmer und ihrer Familienangehörigen zu verbessern? 


Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Aktionsprogramm 
vom 6. Juni 1973 auf die Notwendigkeit einer sozial verant- 
wortlichen Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung hinge- 
wiesen und einen Katalog von Maßnahmen aufgestellt, durch 
die die weitere Anwerbung ausländischer Arbeitnehmer von 
der Aufnahmefähigkeit der sozialen Infrastruktur abhängen 
soll. 

Sie betrachtet die Versorgung der ausländischen Arbeitnehmer 
mit angemessenem Wohnraum als besondere Aufgabe. Sie 
fördert den Wohnungsbau zugunsten ausländischer Arbeitneh- 
mer daher seit Jahren nicht nur durch das Intensivprogramm im 
Rahmen des langfristigen Wohnungsbauprogramms, sondern 
auch durch Bereitstellung von Bundesdarlehen aus Rückfluß- 
mitteln zusätzlich zu den öffentlichen Wohnungsbaumitteln der 
Länder. Sie hat diese Förderungsmaßnahmen, die auch anderen 
besonders zu berücksichtigenden Bevölkerungsgruppen wie 
kinderreichen Familien, alten Menschen und Schwerbehinderten 
zugute kommen, trotz des Anwerbestopps für ausländische 
Arbeitnehmer in gleichem Umfang beibehalten. 

Darüber hinaus setzt die Bundesregierung in diesem Jahr ver- 
stärkt Mittel für die Modernisierung von erhaltungswürdigen 
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Wohngebäuden ein. Da die ausländischen Arbeitnehmer viel- 
fach in modernisierungsbefürftigen Wohnungen der Altstadt- 
viertel leben, wird ihre Wohnungssituation auch durch dieses 
Programm, das gemeinsam mit den Ländern durchgeführt wird, 
verbessert. Im Jahre 1974 steht für diesen Zweck ein Bewilli- 
gungsrahmen von 114 Mio DM für Zuschüsse und von 30 Mio 
DM für Darlehen zur Verfügung. Ferner hat die Bundesanstalt 
für Arbeit in diesem Haushaltsjahr 28 Mio DM für die Verbes- 
serung der Wohnversorgung der ausländischen Arbeitnehmer 
zur Verfügung gestellt. Das in Vorbereitung befindliche Moder- 
nisierungsgesetz soll die gesetzliche Grundlage für eine ver- 
stärkte Förderung der Althausmodernisierung schaffen. Es soll 
den Gemeinden auch Befugnisse zur Anordnung von Instand- 
setzungen und Modernisierungen, zur Räumung von Wohnun- 
gen wegen Überbelegung sowie zu Maßnahmen bei Zweckent- 
fremdungen einräumen. Insofern wird auf eine Verbesserung 
der Wohnungsqualität insgesamt hingewirkt. 

Bei der Zuweisung von Wohnungen haben die Länder die Er- 
fahrung gemacht, daß die ausländischen Arbeitnehmer, die 
meist nur zu niedrigen Mietzahlungen bereit sind, die Unter- 
bringung im Bestand der älteren Sozialwohnungen bevorzugen. 
Insofern werden sich Verbesserungen der Wohnungssituation 
der ausländischen Arbeitnehmer auch aus Änderungen des 
Wohnungsbindungsgesetzes vom 21. Dezember 1973 (Woh- 
nungsbauänderungsgesetz 1973 - BGBL I S. 1970) ergeben. Die- 
ses Gesetz sieht jetzt eine Ermächtigung für alle Landesregie- 
rungen zum Erlaß von Rechts Verordnungen vor; danach können 
die zuständigen Stellen in Gebieten mit erhöhtem Wohnungs- 
bedarf ein Benennungsrecht für frei- oder bezugsfertig werdende 
Sozialwohnungen ausüben. Damit wird die Unterbringung in 
Dringlichkeitsfällen - hier kommen auch ausländische Arbeit- 
nehmer und ihre Familien in Betracht - ermöglicht. Außerdem 
sollen die älteren, im allgemeinen mietbilligeren Sozialwohnun- 
gen, die vor 1966 gefördert worden sind, grundsätzlich Woh- 
nungssuchenden Vorbehalten bleiben, deren Jahreseinkommen 
die Einkommensgrenze mindestens um 20 v. H. unterschreiten. 

Ferner sind die Voraussetzungen für eine wirksamere Über- 
prüfung der Unterkünfte für ausländische Arbeitnehmer inzwi- 
schen durch das Gesetz über Mindestanforderungen an Unter- 
künfte geschaffen worden. Die das Gesetz ausfüllende Rechts- 
verordnung liegt den Ländern zur Stellungnahme vor. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch eine 
Mobilisierung etwa noch vorhandener Arbeitskraftreserven der 
deutschen Bevölkerung die Ausländerbeschäftigung herabzumin- 
dern, und welche Maßnahmen gedenkt sie hierzu zu ergreifen? 


Die Bundesregierung beurteilt die Möglichkeiten günstig, auch 
durch Mobilisierung von einheimischen Arbeitskraftreserven, 
insbesondere bei Frauen und im Rahmen der Rehabilitation, die 
Politik der Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung zu 
stützen. In ihren mittel- und langfristigen Prognosen der Er- 
werbstätigkeit geht sie davon aus, daß zunächst die Zahl deut- 
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scher Erwerbspersonen noch abnimmt, sodann jedoch etwa ab 
1975 bis zum Jahre 1988 deutlich ansteigt. Dabei ist gerade auch 
eine Zunahme der weiblichen Erwerbspersonen unterstellt. 

Zur Intensivierung des Arbeitsmarktes müssen Bildungspolitik, 
Wirtschaftspolitik und Arbeitsmarktpolitik eng Zusammenwir- 
ken, wobei dann die Verbesserung der Teilzeitarbeitsmöglich- 
keiten ein besonderes Gewicht erhält. 


3. Bedürfen die Regelungen der sozialvertraglichen Beziehungen 
zwischen Abgabe- und Aufnahmeländern (u. a. bei der Sozial- 
versicherung) für die zur Zeit in ihre Heimatstaaten verstärkt 
zurückkehrenden ausländischen Arbeitnehmer angesichts der 
Unterschiedlichkeit der Systeme sozialer Sicherung der beteilig- 
ten Staaten erneuter Überprüfung? 

Die Unterschiedlichkeit der Systeme der Sozialen Sicherung für 
sich allein genommen, veranlaßt nicht zu einer erneuten Über- 
prüfung der von der Bundesrepublik Deutschland abgeschlosse- 
nen Sozialversicherungsabkommen. Allerdings zeigt die Er- 
fahrung, daß die Abkommen immer wieder überprüft und den 
neuen Verhältnissen angepaßt worden sind. So ist z.B. mit 
Spanien eine Neufassung des Sozialversicherungsabkommens 
im Dezember 1973 unterzeichnet worden, wobei die Grund- 
struktur des Abkommens erhalten blieb. Es wird erwogen, in 
diesem Jahr mit Verhandlungen über die Neufassung von 
Sozialversicherungsabkommen mit weiteren Mittelmeerländern 
zu beginnen. 


4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine Verbesserung 
des Aufenthaltsrechts der ausländischen Arbeitnehmer ein- 
schließlich eines Anspruchs auf ein Daueraufenthaltsrecht in Zu- 
kunft nach evtl. Rücknahme des Anwerbestopps mit einer stren- 
geren Auswahl bei der Anwerbung einhergehen muß? 

Das von der Bundesregierung am 6. Juni 1973 verabschiedete 
Aktionsprogramm für die Beschäftigung ausländischer Arbeit- 
nehmer hat u. a. zum Ziel, die Zahl der ausländischen Arbeit- 
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland mit der Aufnahme- 
fähigkeit der Einrichtungen und Dienste der sozialen Infrastruk- 
tur in Einklang zu bringen. 

Schon vor dem Inkrafttreten des Anwerbestopps ist durch enge 
Zusammenarbeit zwischen dem Ausländerzentralregister und 
den Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit das Verfahren 
verbessert worden, durch das den Auslandsdienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit Erkenntnisse zugänglich gemacht wer- 
den, die beim Vermittlungsverfahren berücksichtigt werden. 


5. In der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion (Drucksache VI/3085 vom 31. Januar 1972) 
kündigte die Bundesregierung folgende Maßnahmen an: 
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a) eine kontinuierliche Zusammenarbeit des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung mit den Arbeitsministern und 
Senatoren für Arbeit der Lander; 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ist seit Jahren 
um eine kontinuierliche Zusammenarbeit mit den Ländern in 
Fragen der Ausländerbeschäftigung bemüht. Diesem Ziel dient 
insbesondere der Länderausschuß „Ausländische Arbeitnehmer", 
dem die Arbeitsminister und Senatoren für Arbeit der Länder 
angehören. In diesem Ausschuß wird vor allem die Finanzie- 
rung von Eingliederungsprogrammen erörtert. So ist es u. a. 
gelungen, ein gemeinsames Förderungsprogramm von Bund 
und Ländern zur beruflichen Bildung ausländischer Arbeitneh- 
mer aufzustellen. Weitere Programme insbesondere zur beruf- 
lichen Ausbildung und Qualifizierung jugendlicher Ausländer 
werden z. Z. vorbereitet. Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit 
dieses Ausschusses liegt in der Abstimmung und Abgrenzung 
der finanziellen Förderung mit dem Ziel, Doppelfinanzierungen 
zu verhindern. In diesem Ausschuß werden auch allgemeine, die 
Ausländerbeschäftigung betreffende Fragen mit den Ländern 
erörtert. 


b) Schaffung einer zentralen Stelle zur Koordinierung der Ent- 
wicklung von Unterrichtsmethoden zur Erlernung von Deutsch 
als Fremdsprache; 

Entsprechend der Ankündigung in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
(Drucksache VI/3085 vom 31. Januar 1972) hat der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung im August 1972 beim 
Goethe-Institut die Zentralstelle „Deutsch für ausländische 
Arbeitnehmer" gegründet. Die Erfahrungen während der nun- 
mehr zweijährigen Arbeit dieser Stelle haben deutlich gemacht, 
daß ein Koordinieren und Abstimmen der Kursangebote und 
der Lehrinhalte nur gelingen kann, wenn die Träger des Deutsch- 
unterrichts selbst in die Arbeit und die Verantwortung einbe- 
zogen werden. Das soll nunmehr im Rahmen eines Vereins ge- 
schehen, den der Bund, die Bundesanstalt für Arbeit und die 
überregionalen Träger des Deutschunterrichts- Volkshochschul- 
verband, Verbände der freien Wohlfahrtspflege, Goethe-Insti- 
tut, Bildungseinrichtungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft - bilden. Auf- 
gabe des Vereins soll es insbesondere sein, für ein ausgewoge- 
nes Angebot an Sprachkursen im Bundesgebiet zu sorgen, die 
sprachmethodische Arbeit der Vereinsmitglieder zu koordinie- 
ren und geeignete Ausbildungsprogramme für Sprachlehrer zu 
entwickeln. Der Verein wird seine Arbeit in Kürze aufnehmen. 


c) Gewährung von Rückflußmitteln in der Höhe von 4000 DM 
je Wohnung bzw. 6000 DM je Eigenheim an ausländische 
Arbeitnehmer in Härtefällen. 

Welche dieser Maßnahmen sind durchgeführt oder befinden sich 
noch im Planungsstadium? 

Die in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion genannten Wohnungsbauförderungs- 
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maßnahmen aus Rückflußmitteln u. a. für ausländische Arbeit- 
nehmer sind bereits im Juni 1972 dahingehend verbessert wor- 
den, daß zur Beseitigung von Wohnungsnotständen folgende 
Darlehen gewährt werden konnten: 

— bis zu 6000 DM 

zur Förderung von Mietwohnungen 

— bis zu 8000 DM 

zur Förderung von Mietwohnungen sowie von Eigentums- 
maßnahmen für kinderreiche Familien (mit drei oder vier 
Kindern) 

— bis zu 10 000 DM 

zur Förderung von Eigentumsmaßnahmen für Familien mit 
fünf und mehr Kindern. 

Vor allem Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen - wo 
etwa die Hälfte aller ausländischen Arbeitnehmer lebt - haben 
in größerem Umfang diese Bundesmittel eingesetzt. 

Im Februar dieses Jahres sind diese Förderungsmaßnahmen 
unter Einbeziehung eines Teils der Mittel des Intensivpro- 
gramms verstärkt und verbessert worden. Aus Bundesmitteln 
können nunmehr folgende Finanzierungsbeiträge geleistet 
werden: 

— bei Eigentumsmaßnahmen 

8000 DM bei drei und vier Kindern sowie 
3000 DM für jedes weitere Kind, 

— bei Mietwohnungen 

für Familien und für Alleinstehende mit Kindern, die in 
Wohnungsnotständen leben, 
bis zu 10 000 DM je Wohnung. 


6. In welcher Weise berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren 
Planungen und Maßnahmen bezüglich des Arbeitsmarktes die 
Tatsache, daß es annähernd 1 Million minderjährige Ange- 
hörige ausländischer Arbeitnehmer gibt? 

Die Bundesregierung ist sich ihrer - vor allem sozialen - Ver- 
antwortung für die in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer bewußt. Im Vordergrund 
steht dabei die Aufgabe, die Voraussetzungen für eine geeig- 
nete berufliche Bildung zu schaffen. Z. Z. werden hierzu vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung in mehreren 
Städten der Bundesrepublik Deutschland Modellmaßnahmen ge- 
fördert, in denen ausländische Jugendliche auf eine berufliche 
Ausbildung vorbereitet werden. Diese Maßnahmen, die aus 
einer Kombination von Teilzeitarbeit und Unterricht bestehen, 
sollen insbesondere die sprachlichen und Bildungsmängel aus- 
gleichen, die einer geordneten Ausbildung der Ausländerkinder 
in der Regel entgegenstehen. Die Modelle sollen später über 
das ganze Bundesgebiet ausgeweitet werden. 


7. Wie viele Ausländer, die zur Zeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land beschäftigt sind, leben länger als fünf Jahre hier, und wie 
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viele von ihnen haben eine Aufenthaltsberechtigung gemäß § 8 
des Ausländergesetzes erhalten? 

Nach den vom Ausländerzentralregister ermittelten Zahlen leb- 
ten am 30. September 1973 rd. 1284 000 Ausländer (einschließ- 
lich Kinder) länger als fünf Jahre in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Zu diesem Zeitpunkt hielten sich insgesamt 3 966 200 Aus- 
länder nicht nur vorübergehend im Bundesgebiet auf. 

Die Zahl der von den Ausländerbehörden der Länder erteilten 
Aufenthaltsberechtigungen liegt dem Bund nicht vor. Zusam- 
men mit der Erhebung der Ausländerzahlen zum 30. September 
1974 soll auch die Zahl der Aufenthaltsberechtigungen ermittelt 
werden. 


8. Inwieweit ist das den zuständigen Verwaltungsbehörden nach 
§ 8 des Ausländergesetzes bei der Erteilung von Aufenthalts- 
genehmigungen zustehende Ermessen durch Richtlinien oder in 
anderer Weise gebunden oder eine solche Bindung beabsichtigt? 


Das Ermessen der Ausländerbehörden wird durch die seit dem 
Jahre 1969 geltenden „Grundsätze für die Erteilung der Aufent- 
haltsberechtigung'' gebunden. Diese Grundsätze sind in den 
Ländern durch Erlaß in Kraft gesetzt worden, so z. B. in Nord- 
rhein-Westfalen durch Erlaß vom 2. Oktober 1969 (MB1. NW, 
S. 1746). 
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